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Wie wahrscheinlich ist der Eintritt
eines Störfalls? – oder: Welche Rolle
spielen Störfälle und Katastrophen
bei der Anlagengenehmigung?
In welcher Art und Weise sind Katastrophenfälle bei der Bewilligung von Anlagen zu
berücksichtigen? Auch wenn es hierzu bislang noch wenige klare Aussagen in
Rechtsprechung und Literatur gibt, scheint eines dennoch klar zu sein: Die Bewilli-
gungsbehörden werden wohl eine Prognoseentscheidung zu treffen und das Risiko
gegen die Eintrittswahrscheinlichkeit abzuwägen haben.
Von Peter Sander

RdU-U&T 2011/13
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A. Problemstellung

Betriebsanlagen unterliegen nach der österr Rechtsord-
nung immer dann einer Bewilligungspflicht, wenn sie
grundsätzlich geeignet sind, bestimmte vom Gesetz be-
sonders geschützte Güter zu beeinträchtigen oder zu ge-
fährden. Diese Frage der Genehmigungspflicht ist – wie
aufzuzeigen sein wird – von der Frage der Genehmi-
gungsfähigkeit getrennt zu betrachten. Für die Geneh-
migungspflicht genügt grundsätzlich die bloße Eignung

einer Betriebsanlage, nachteilige Einwirkungen verursa-
chen zu können, nicht gefordert ist hingegen ein mit Si-
cherheit feststehender tatsächlicher Eintritt von Ge-
fährdungen oder Belästigungen.1) Dabei können einer-
seits personenbezogene Schutzgüter (Schutz des Lebens
und der Gesundheit von Menschen) oder aber sachbe-
reichsbezogene Gefährdungseignungen2) zu prüfen
sein. Gemein ist – soweit ersichtlich – allen wesentli-
chen Anlagenregimen, dass hinsichtlich der personen-
bezogenen Schutzgüter nicht nur Regelbetriebsfälle zu
berücksichtigen sind, sondern auch „Störfälle“, soweit
sie vorhersehbar sind. Im Anlagenbewilligungsverfah-
ren, also wenn es um die Genehmigungsfähigkeit von
Anlagen geht, kann sich daher mitunter die Frage stel-
len, welche „Störfälle“ gerade noch vorhersehbar sind,
und daher in die Beurteilung der Bewilligbarkeit einflie-
ßen müssen, und welche „Störfälle“ zwar grundsätzlich

1) Stolzlechner in Stolzlechner/Wendl/Bergthaler (Hrsg), Die gewerbli-
che Betriebsanlage3 Rz 188.

2) ZB Religionsausübung nach § 74 Abs 2 Z 3 GewO, Erhöhung der
Emissionsbelastung nach § 5 EG-K oder Abfallvermeidung gem
§ 119 Abs 3 Z 5 MinroG.
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denkbar sind, deren Eintritt jedoch dermaßen unwahr-
scheinlich oder aber bei lebensnaher Betrachtung unab-
wendbar ist, dass eine Beurteilung im Anlagenbewilli-
gungsverfahren unterbleiben kann. Der vorliegende
Beitrag versucht aufzuzeigen, wie im Rahmen eines
konkreten Genehmigungsverfahrens mit diesen „Stör-
fällen“ umgegangen und von der Bewilligungsbehörde
eine – schlussendlich von Sozialadäquanz geprägte –
Wertentscheidung getroffen werden kann.

B. Vorbemerkung 1: Der Gesetzgeber
akzeptiert den Verbleib eines Restrisikos

Bevor eine eingehendere Darlegung des Umgangs mit
„Störfällen“ im Genehmigungsverfahren durchgeführt
werden kann, ist festzuhalten, dass der Gesetzgeber
ganz bewusst ein gewisses sozialadäquates (Rest-)Ri-
siko3) in Kauf nimmt, was zahlreiche Gesetzesstellen
im Speziellen oder aber die Systematik des österr Anla-
genrechts im Allgemeinen belegen: § 77 Abs 1 GewO ist
bspw zu entnehmen, dass nicht das Bestehen jedweder
möglichen, möglicherweise nicht einmal hinreichend
feststellbaren Gefährdung einer Erteilung einer Anla-
genbewilligung entgegensteht, sondern eben nur jene
Risken, die nach dem Stand der Technik vorhersehbar
sind.4) Deutlich wird dies auch in der im Anlagengeneh-
migungsverfahren nahezu allgegenwärtigen Formel der
„an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit“.5) Auch
der VwGH geht ganz offensichtlich davon aus, dass eine
Tatsache, die mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit angenommen wird, als erwiesen einge-
stuft werden kann;6) dass also dem Gesetzgeber ein
Konzept der hundertprozentigen Sicherheit fern ist.
Auch die verschiedentlich in Anlagengenehmigungsge-
setzen enthaltene Möglichkeit der Genehmigung eines
Probebetriebs7) deutet mE darauf hin, dass der Gesetz-
geber keinesfalls lückenlos sämtliche mit einer konkre-
ten Anlage in Zusammenhang stehenden Auswirkun-
gen, die im Falle des Probebetriebs noch nicht restlos
bekannt sind, bereits bei der Genehmigung der Anlage
berücksichtigen wollte. Das Konzept des Probebetriebs
sieht noch gerade vor, dass immer dann, wenn im Zeit-
punkt der Genehmigung nicht ausreichend beurteilt
werden kann, ob durch die vorgesehenen Bescheidauf-
lagen die Schutzgüter hinreichend geschützt werden
können oder aber zur Erreichung dieses Schutzes an-
dere oder zusätzliche Auflagen erforderlich sind, den-
noch eine Genehmigung zu erteilen ist, nämlich für ei-
nen zeitlich befristeten Probebetrieb.8) Die im Rahmen
dieses Probebetriebs gewonnen Erkenntnisse sind dann
bei der Erteilung der „Vollgenehmigung“ entsprechend
zu berücksichtigen.

Auch ist alleine bereits aufgrund der Tatsache, dass
es überhaupt verwaltungspolizeiliche Regelungen gibt,
auf eine grundsätzliche Akzeptanz eines bestehenden
Unsicherheitsfaktors zu schließen. Hier ist insb an die
Möglichkeit der Behörde zu denken, auf Basis des
§ 79 GewO weitere neue oder andere Auflagen (auch
lange) nach der Bewilligung einer gewerblichen Be-
triebsanlage vorzuschreiben, sofern trotz Einhaltung
der im Genehmigungsbescheid vorgeschriebenen Auf-
lagen diese keinen hinreichenden Schutz der gewerbe-
rechtlichen Schutzgüter gewährleisten können.9) Auch
hier ist wohl nur der Schluss zulässig, dass sich eine

auf Basis verfügbarer Informationen getroffene Progno-
seentscheidung (Anlagenbewilligung) in weiterer Folge
und angesichts des real existierenden Vorhabens als un-
richtig erwiesen hat und daher der Konsens unter Zu-
grundelegung der solcherart erlangbaren Ergebnisse
anzupassen ist.10) Darüber hinaus gibt es vereinzelt an-
lagenbezogene Vorschriften, nach denen „andere als
normale Betriebszustände“ gleichsam ausdrücklich
mitgenehmigt werden.11)

Auch wenn der Gesetzgeber durch Umsetzung der
Seveso-Vorschriften12) aber auch in sonstigen Bestim-
mungen des Anlagenrechts vorsieht, dass Unregelmä-
ßigkeiten im Betrieb einer Anlage durch ein eigenes
Störfallkonzept abzufedern sind, gibt er damit zu erken-
nen, dass Störfälle als nicht bestimmungsgemäße Zu-
stände und/oder Unfälle in ihrer Existenz akzeptiert
werden. Der Gesetzgeber gibt damit va auch zu erken-
nen, dass die Möglichkeit des Eintritts eines Störfalls die
Konsensfähigkeit nicht auszuschließen vermag und da-
her das verbleibende Risiko auch von Dritten, insb von
Nachbarn, zu akzeptieren ist.13) Vom Betreiber der An-
lage wird „lediglich“ gefordert, dass er – wohl nur die
ihm von vergleichbaren Anlagen bereits bekannten
oder aber zumindest realistischerweise denkbaren – un-
regelmäßige Betriebszustände bei der Planung und Pro-
jektierung der Anlage soweit berücksichtigt, als dass
systematische Gefahrenanalysen als Basis für die Erar-
beitung organisatorischer und struktureller Maßnah-
men zur Störfallvermeidung, Begrenzung oder Beseiti-
gung von Störfällen zu erstellen und dem Betrieb der
Anlage zugrunde zu legen sind.14)

Diese Sichtweise, die Störfallvermeidung, Begren-
zung oder Beseitigung von Störfällen durch organisato-
rische und strukturelle Maßnahmen sicherzustellen,
wird auch durch einen Blick in das Umweltinformati-
onsgesetz15) oder in die Störfallinformationsverord-
nung16) deutlich. Darin werden bestimmte Informati-
onsverpflichtungen gegenüber den Beh und der Öffent-
lichkeit normiert, die denklogisch nur dann einen Sinn
machen, wenn man die Möglichkeit von Störfällen
selbst bei genehmigten Anlagen voraussetzt. Ähnlich
verhält es sich mit den – jedoch weniger anlagen- son-

3) Potacs, Gewerbliches Betriebsanlagenrecht, in Holoubek/Potacs
(Hrsg), Öffentliches Wirtschaftsrecht II2 817.

4) So auch Schulev-Steindl, Anmerkung zu VwGH 18. 11. 2004, 2004/
07/2005, RdU 2005, 179; Wessely, Risikoentscheidungen im Anla-
genrecht, in Hauer (Hrsg), Risikoentscheidungen im Umweltrecht 87.

5) Wessely, Risikoentscheidungen im Anlagenrecht, inHauer (Hrsg), Ri-
sikoentscheidungen im Umweltrecht 90.

6) ZB VwGH 21. 9. 1993, 92/04/0006.
7) Einen solchen Probebetrieb sehen bspw § 44 Abs 1 AWG 2002

oder § 119 Abs 8 MinroG (vgl auch § 44 SeilbahnG) vor. Die Ausfüh-
rungen gelten aber gleichermaßen auch für den sog Versuchsbetrieb
(zB § 44 Abs 2 AWG 2002 oder § 9 Abs 1 EG-K).

8) ZB § 44 Abs 1 AWG 2002.
9) Vgl idZ auch § 62 AWG 2002 oder § 21a WRG.
10) Wessely, Risikoentscheidungen im Anlagenrecht, in Hauer (Hrsg),

Risikoentscheidungen im Umweltrecht 87.
11) Vgl zB § 14 AVV und das korrespondierende Anlagenregime dort.
12) ZB §§ 84b ff GweO, die auch in anderen Materien teilweise durch

bloße Verweise anwendbar sind (vgl § 59 AWG 2002).
13) Schulev-Steindl, Anmerkung zu VwGH 18. 11. 2004, 2004/07/

2005, RdU 2005, 179; Wessely, Risikoentscheidungen im Anlagen-
recht, in Hauer (Hrsg), Risikoentscheidungen im Umweltrecht 95.

14) ZB § 24 Abs 1 Z 3 GWG.
15) Umweltinformationsgesetz, UIG, BGBl 1993/495 idF BGBl I 2009/

128.
16) V der Bundesministerin für Umwelt, Jugend und Familie betreffend

Information über die Gefahr von Störfällen, BGBl 1994/391 idF
BGBl II 2004/498.
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dern eher systembezogen zu verstehen – Katastrophen-
schutz- und -hilfegesetzen der einzelnen Bundesländer.
Als Zwischenergebnis kann daher festgehalten werden,
dass in erster Linie der Gesetzgeber, in weiterer Folge
aber auch jede Anlagenbewilligung die Möglichkeit
des Eintritts von Störfällen in Kauf nimmt und nehmen
muss.

C. Vorbemerkung 2: „Einheitliches“
österreichisches Anlagenrecht

Ausgehend davon, dass das gewerbliche Betriebsanla-
genrecht gleichsam den „Urmeter“ des Anlagenrechts
darstellt, sei eingangs festgehalten, dass die nachfol-
genden Ausführungen alleine bereits deshalb auf den
Bestimmungen der §§ 74ff GewO und der dazu er-
gangenen Judikatur aufbauen. Darüber hinaus gibt
es zur GewO im Vergleich zu anderen Materien be-
reits umfassende Literatur- und auch Judikaturbei-
spiele. Die solcherart gewonnenen Erkenntnisse sind
aber mE auch auf das – untechnisch formuliert –
„Sondergewerberecht“ in einzelnen anderen Materien-
gesetzen (wie zB EG-K; RohrleitungsG oder GWG)
anzuwenden. Dies ergibt sich schon aus den kompe-
tenzrechtlichen Bestimmungen des Art 10 Abs 1 Z 8
B-VG, dessen Inhalt im Wesentlichen durch Verstei-
nerung der GewO 1859 gewonnen wird.17) Vereinzelt
hält der Gesetzgeber auch ausdrücklich fest, dass das
Anlagenrecht außerhalb der GewO ebenfalls auf den
Grundprinzipien des gewerblichen Betriebsanlagen-
rechts fußt.18)

Aber auch in Materien, deren Verwandtschaft sich
nicht bereits durch Betrachtung der Art 10ff B-VG ab-
leiten lässt, finden sich zahlreiche Hinweise darauf, dass
sich das jeweilige dort enthaltene Anlagenrecht eben-
falls an der grundsätzlichen Systematik der §§ 74ff
GewO orientiert. Dies ist einerseits am oftmals durch-
wegs vergleichbaren Wortlaut der jeweiligen die Ge-
nehmigungsvoraussetzungen beinhaltenden Bestim-
mungen zu ersehen. Andererseits auch daran, dass
bspw im Bereich des Industrieunfallrechts das Seveso
II-Regime der GewO durch schlichte Verweise anwend-
bar gemacht wird.19) In weiterer Folge ist daher davon
auszugehen, dass die mit unten stehenden Ausführun-
gen versuchte Typologisierung und Abgrenzung grund-
sätzlich ganz allgemein für das österr Anlagenrecht he-
ranzuziehen ist.

D. Gefährdungen im Sinne des § 74 Abs 2
GewO als Störfälle?

1. Bestandsaufnahme in Literatur
und Judikatur

Wie bereits einleitend erwähnt, begründet bereits die
grundsätzliche Eignung zu einer Gefährdung von durch
§ 74 Abs 2 GewO geschützten Gütern die Bewilligungs-
pflicht. Dabei muss die Gefährdung weder konkret
noch unmittelbar sein.20) Es reicht eben die grundsätz-
liche Eignung zur Gefährdung. Ob im jeweils spezifi-
schen Einzelfall tatsächlich Gefährdungen bestehen,
ist nach Ansicht des VwGH ausschließlich im Geneh-
migungsverfahren nach § 77 GewO zu prüfen.21) Eine
Betriebsanlagengenehmigung ist gem § 77 Abs 1 GewO

zu erteilen, wenn – neben der Erfüllung anderer Vo-
raussetzungen – vorhersehbare Gefährdungen vermie-
den werden. In Betracht kommen dabei zwar sämtliche
möglichen Gefährdungen, die im kausalen Zusammen-
hang mit Bestand oder Betrieb der Anlage stehen, je-
doch nur insoweit sie vorhersehbar sind.22) Es wird je-
doch von der Lehre für die Erteilung einer Anlagenbe-
willigung grundsätzlich nicht verlangt, dass jede über-
haupt denkbare mögliche Gefährdung wie insb durch
Elementarereignisse, Kriegsfälle oder Sabotageakte aus-
geschlossen ist.23) Durch die einschränkende Formulie-
rung, dass die nach den Umständen des Einzelfalls vor-
hersehbaren24) Gefährdungen vermieden werden müs-
sen, ist nämlich klargestellt, dass „nur“ sämtliche dem
„Regelbetrieb“ zuzuordnenden Gefährdungen jeden-
falls vermieden werden müssen. Betreffend der meisten
Störfälle wird idR aber nicht an eine ausreichende Beur-
teilung zu denken sein, da deren Verläufe und Auswir-
kungen schlicht nicht mit ausreichender Sicherheit vor-
hersehbar sind.

Oftmals wird iZm der Untersuchung und Bewer-
tung der Gefährdung bestimmter Vorgänge nicht
ganz treffsicher jedoch pauschal von „Störfällen“ ge-
sprochen.25) Gleiches geschieht regelmäßig in der
Verhandlungssituation im Anlagenbewilligungsver-
fahren, da der Begriff des Störfalls im Volksmund ge-
läufig ist. Die mangelnde Schärfe dieser Abgrenzung
führt aber bereits im Vorfeld eines konkreten Bewil-
ligungsverfahrens zur Frage, welche „Störfälle“ bei
der Beschreibung des Verfahrensgegenstands über-
haupt darzustellen und somit Beurteilungsgegenstand
im Verfahren sind. Hier empfiehlt sich – wie unten
noch darzustellen sein wird – eine Dreiteilung und
Zuordnung zu den Gruppen Regelbetriebsfall, Störfall
und Katastrophenfall. Zunächst gilt es jedoch den
Störfallbegriff anhand der österr Rechtsordnung zu
untersuchen.

2. Der Störfallbegriff
Der Begriff des Störfalls im österr Anlagenrecht ist stark
von der auf Grundlage des § 82a Abs 1 GewO 1973 er-
lassenen StörfallV26) geprägt. Nach den Begriffsbestim-
mungen in § 2 StörfallVO wurde der „Störfall“ anhand

17) So zB VfSlg 1.477, 2.977, 5.801, 8.203, 10.050, 12.996, 17.022;
ebenfalls VwGH 19. 10. 2004, 2003/03/0088; 18. 3. 1997, 94/04/
0268.

18) Vgl zu den Vorschriften über die Genehmigung von Erdgasleitungs-
anlagen gem § 47 GWG zB ErläutRV 66 dB BlgNR 21. GP 71, die
ausdrücklich festhalten, dass die in den „Genehmigungsvorausset-
zungen umschriebenen geschützten Interessen [. . .] dem in § 74
GewO 1994 niedergelegten Schutzziel (entsprechen)“.

19) Vgl zB § 59 AWG 2002 oder § 182 MinroG.
20) VwGH 19. 6. 1990, 89/04/0256.
21) Mit dem Verweis auf seine Vorjudikatur VwGH 8. 11. 2000, 2000/04/

157.
22) Grabler/Stolzlechner/Wendl, GewO2 § 74 Rz 23.
23) Stolzlechner in Stolzlechner/Wendl/Bergthaler (Hrsg), Die gewerbli-

che Betriebsanlage3 Rz 201; Kinscher/Paliege-Barfuß, GewO § 77
Anm 50.

24) Teilweise auch „voraussehbare“, zB § 47 Abs 2 Z 1 GWG.
25) So zB VwGH 18. 11. 2004, 2004/07/0025, wobei sich der Gerichts-

hof hier offensichtlich der Unschärfe dieses Begriffs bewusst war;
ebenso Stolzlechner in Stolzlechner/Wendl/Bergthaler (Hrsg), Die
gewerbliche Betriebsanlage3 Rz 201.

26) VO des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über
die Bezeichnung gefahrgeneigter Anlagen und über die den Inhaber
einer solchen Anlage in Bezug auf Störfälle treffenden Verpflichtun-
gen; BGBl 1991/593; mit dem ersatzlosen Wegfall der gesetzlichen
Grundlage mit 31. 8. 2000 außer Kraft getreten.
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des bestimmungsgemäßen Betriebs (jener Betrieb, für
den eine Betriebsanlage nach ihrem technischen Zweck
bestimmt, ausgelegt und geeignet ist, und der dem Ge-
nehmigungsbescheid und den sonst für die Betriebsan-
lage geltenden gewerberechtlichen Vorschriften ent-
spricht) negativ abgegrenzt und orientierte sich damit
weitgehend an der bereits zehn Jahre zuvor in der
BRD kundgemachten deutschen StörfallV.27) Dabei ist
jedoch im Hinterkopf zu behalten, dass ein Störfall iS
der StörfallV nur von einem die Gefahrengeneigtheit
der Anlage begründenden Anlagenteil ausgehen
konnte.28) Erst wenn von einem solchen gefahrenge-
neigten Anlagenteil einerseits eine Abweichung vom
rechtmäßigen Zustand der Betriebsanlage und anderer-
seits eine bestimmte Gefahr für das Leben oder die Ge-
sundheit von Menschen herbeigeführt wurde, konnte
man eben von einem eben solcherart definierten Stör-
fall sprechen.

Da das bis August 2000 geltende „Störfallrecht“
weitestgehend in den auf Grundlage der Seveso-
RL29) und der Nachfolge-RL, der Seveso II-RL30), er-
lassenen Rechtsvorschriften in den unterschie-
dlichsten Materiengesetzen aufgegangen ist (va
§§ 84aff GewO) ist es mE zielführend, für die weitere
Betrachtung von „Störfällen“ iSd „normalen“ Bewilli-
gungskriterien bspw des § 74 iVm § 77 GewO nicht
den Störfallbegriff iS der damaligen StörfallVO oder
aber des gewerblichen Industrieunfallrechts heranzu-
ziehen (insb auch deswegen, da dies bspw bei Anla-
gengenehmigungen nach dem RohrleitungsG oder
dem GWG nämlich automatisch zu einem Ausschluss
der Störfallbetrachtung führen würde, da ja entspre-
chend der Seveso II-RL und den Umsetzungsvor-
schriften eben gerade die Bestimmungen der Seveso
II-RL nicht auf Anlagen zur Beförderung gefährlicher
Stoffe in Rohrleitungen anzuwenden sind).31)

3. Störfall – Katastrophenfall: Was ist
beurteilungsgegenständlich?

Nach der gedanklichen Loslösung vom Störfallbegriff
des Industrieunfallrechts ist nochmals daran zu erin-
nern, dass nach der oben bereits skizzierten Lehre
und Rspr für die Bewilligung nur vorhersehbare/vo-
raussehbare Gefährdungen vermieden werden müs-
sen. Eine solche Gefährdung kann durchwegs als
„Störfall“ bezeichnet werden, was im allgemeinen
Sprachgebrauch auch öfters vorkommen wird. Eine
Gefährdung iSd § 77 Abs 1 GewO stellt jedoch nur
ein solcher „Störfall“ dar, der aufgrund einer unzu-
reichenden Technologie regelmäßig und vorhersehbar
auftritt.32) Solche regelmäßig und vorhersehbar auf-
tretenden Störfälle sind zweifelsohne Beurteilungsge-
genstand im Anlagengenehmigungsverfahren und
sollen gerade durch das Erfordernis des Dem-
Stand-der-Technik-Entsprechens entsprechend be-
rücksichtigt werden. Außer Betracht bleiben muss je-
doch mE der Katastrophenfall. Soweit ersichtlich
fehlt dazu zwar einschlägige Judikatur im Bereich
des gewerblichen Betriebsanlagenrechts (oder aber
auch hinsichtlich der einleitend festgehaltenen ver-
wandten Anlagenregime). Anleihen, die diese These
untermauern, finden sich jedoch in anderen Rechts-
bereichen:

So hat der VwGH insbesondere zu den baurechtli-
chen Vorschriften der Länder bereits mehrmals festge-
halten, dass eine „Auseinandersetzung mit der Frage ent-
behrlich [ist], ob und welche anderen Gefahren [. . .] im
Katastrophenfall auf das Baugrundstück ausgehen könn-
ten und ob das Baugrundstück vor damit in Zusammen-
hang stehenden Gefahren geschützt ist [. . .], weil bei Er-
teilung einer Baubewilligung mangels anders lautender
gesetzlicher Anordnung nur auf Auswirkungen Bedacht
zu nehmen ist, die im Regelfall auftreten können. Auf
denkbare theoretische Katastrophenfälle, die naturge-
mäß nicht vorhersehbar sind, kommt es hingegen nicht
an.“33) Ähnliches hat auch der OGH iZm der Verpflich-
tung zur Vorschreibung von nachträglichen Auflagen
iSd § 21a WRG judiziert (der Ausgangsrechtsstreit
war ein Amtshaftungsprozess nach einem Hochwasser-
ereignis): Die Vorschreibung von Auflagen bzw die Ab-
änderung einer Bewilligung zur Berücksichtigung von
1.000-jährlichen Hochwässern, die er als „Katastro-
phenhochwässer“ bezeichnet, ist nach Meinung des
OGH nach den einschlägigen Bestimmungen des
WRG nicht geboten und wäre darüber hinaus unver-
hältnismäßig gemessen am Ergebnis.34) Vergleichbar
damit ist auch die Judikatur des VwGH im Bereich
des WRG, wo der GH zu § 12 Abs 1 WRG bspw aus-
führt, dass nicht der mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit ausschließbare Schadenseintritt
die Konsensfähigkeit eines Vorhabens begründet, son-
dern ein bekanntes Risiko einem Konsens nur dann
entgegensteht, wenn es sich mit hoher Wahrscheinlich-
keit verwirklicht.35) Oder anders ausgedrückt: Auf dem
Gedanken der Gefahrenabwehr basierende Regelungen
setzten dort an, wo sich das Risiko gleichsam zur Ge-
fahr verdichtet, also erheblich ist, dem Vorsorgege-
danke verpflichtete Regelungen, wo es insb an dieser
Nähe fehlt.36) Ebenfalls dem Vorsorgegedanken Rech-
nung tragend und nicht der konkreten Gefahrenabwehr
dienend ist das Bewilligungserfordernis, welches ein
dem Stand der Technik entsprechendes Projekt vor-
sieht. Auch hierdurch soll sichergestellt werden, dass
die Planung, Errichtung und der Betrieb von Anlagen
auf Erfahrungswerten aus der Vergangen beruhen, so-
dass auf diesen Stand der bisherigen Technik aufbauend
das Risiko des Eintritts einer konkreten Gefahr mini-
miert (jedoch eben nicht gänzlich ausgeschlossen) wer-
den kann.

27) Zur historischen Entwicklung vgl insb Donninger/Zeplichal, Störfall-
verordnung 2 ff.

28) Vgl Donninger/Zeplichal, Störfallverordnung 24 f.
29) RL 96/92/EG des Rats v 9. 12. 1996 zur Beherrschung der Gefahren

bei Unfällen mit gefährlichen Stoffen.
30) RL 2003/105/EG des EP und des Rates v 16. 12. 2003 zur Ände-

rung der RL 96/82/EG des Rates zu Beherrschung der Gefahren
bei schweren Unfällen mit gefährlichen Stoffen.

31) Dies kritisierend Bernhard, Die Implementierung des EG-Rechts in
Österreich, Das Industrieunfallrecht 128 f.

32) VwGH 18. 11. 2004, 2004/07/0025.; so zu den industrieunfallrecht-
lichen Mitwirkungspflichten auch Bezemek in N. Raschauer/Wessely
(Hrsg), Handbuch Umweltrecht2 295 f.

33) VwGH 26. 1. 1995, 94/06/0260, zur Tir BauO; dieses Judikat in die-
sem Punkt explizit bestätigend VwGH 19. 12. 1996, 96/06/0173.

34) Vgl OGH 24. 6. 2005, 1 Ob 285/04z.
35) VwGH 21. 1. 1999, 98/07/0145; vgl auch VwGH 16. 4. 2004, 2001/

10/0156.
36) Wessely, Risikoentscheidungen im Anlagenrecht, in Hauer (Hrsg),

Risikoentscheidungen im Umweltrecht 95.
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Betrachtet man die bisherigen – zugegebenermaßen
spärlichen – Anhaltspunkte ergibt sich nunmehr fol-
gendes Bild: Ein „Störfall“ kann mit einer gewissen Re-
gelmäßigkeit und Vorhersehbarkeit, somit also mit ei-
ner gewissen Wahrscheinlichkeit, auftreten. Einen
„Störfall“ kann auch ein theoretisch denkbarer – jedoch
naturgemäß nicht vorhersehbarer – und damit im
Wesentlichen unwahrscheinlicher Katastrophenfall
darstellen. Wenn nun aber der „Störfall“ ob seiner Vor-
hersehbarkeit und damit nicht gänzlich geringen Ein-
trittswahrscheinlichkeit charakterisiert ist, ist er dem
Gedanken der Vorsorge entsprechend im Bewilligungs-
verfahren auch Beurteilungsgegenstand iSd § 77 GewO
und vergleichbarer Anlagenregime. Nicht beurteilungs-
gegenständlich ist hingegen der schlichte (unwahr-
scheinliche) Katastrophenfall – auch nicht hinsichtlich
des Stands der Technik. Gleiches gilt naturgemäß für
nach dem Stand der Technik und der Wissenschaft
noch nicht oder nicht hinreichend erfassbare „Stör-
fälle“, die ebenfalls nicht Gegenstand eines anlagen-
rechtlichen Bewilligungsverfahrens sein können.

Untermauern lässt sich diese Auslegung insb dann,
wenn man den Satz 1 des § 77 Abs 1 GewO nicht
(wie oben zunächst getan) verkürzt betrachtet, sondern
mit Schwerpunktlegung auf die erforderlichenfalls vor-
zunehmende Auflagenvorschreibung: Zur Vermeidung
von Gefährdungen eben durch die Vorschreibung von
Auflagen hat nämlich der VwGH ebenfalls bereits fest-
gehalten, dass die Vermeidung von Gefährdungen je-
denfalls dann gegeben ist, wenn der Ausschluss einer
Gefährdung „mit an Sicherheit grenzender Wahrschein-
lichkeit“ anzunehmen ist.37) Zur Auflagenvorschreibung
ist auch die Literatur deutlich, wonach eben die Vor-
schreibung von Auflagen zur Vorbeugung gegen oder
zur Abwehr von Katastrophen – einmal außerhalb des
Seveso II-Rechts gedacht – im Lichte des § 77 Abs 1
GewO überschießend wäre, da es sich bei Katastrophen
um in ihremWesen und in ihren Auswirkungen außer-
gewöhnliche unheilvolle Ereignisse handelt, die zwar
denkmöglich aber hinsichtlich ihres tatsächlichen Auf-
tretens und der Art, Größe und Dauer der durch sie
verursachten Gefährdungen von Menschen und Sachen
nicht vorhersehbar sind.38) Wenn nun aber der Kata-
strophenfall nicht mehr zum Beurteilungsgegenstand
zu zählen ist, folgt daraus nichts anderes, als dass zwar
theoretisch denkbare, in ihrer Eintrittswahrscheinlich-
keit jedoch seltene Katastrophenfälle auch nicht darge-
stellt werden müssen und damit auch nicht Beurtei-
lungsgegenstand sind. Dass man sich dabei von einem
deterministischen hin zu einem probabilistischen An-
satz bewegt, soll nicht unerwähnt bleiben. Ein probabi-
listisches Bewertungsverfahren wird aber in der Zwi-
schenzeit zur Risikoabschätzung auch in unseren Brei-
ten regelmäßig angewandt und kann daher jedenfalls
auch als dem Stand der Technik entsprechend bezeich-
net werden.39)

4. Exkurs: Der Störfall im UVP-Recht
Nichts anderes gilt auch im Rahmen des UVP-Anla-
genregimes: Dort ist der Begriff des Störfalls bereits
vor geraumer Zeit durch den Begriff des „Unfalls“ in
Angleichung an die Seveso II-Terminologie ersetzt wor-
den, gemeint ist jedoch nichts anderes. Unter solchen
Unfällen bzw Störfällen versteht das UVP-G 2000 Sach-

verhalte, die nach vernünftiger Einschätzung als cha-
rakteristisch für den jeweiligen Vorhabenstyp angese-
hen werden, wie bspw Betriebsstörungen wie der Aus-
fall von Emissionsminderungseinrichtungen.40) Ge-
meint sind damit aber ebenfalls „nur“ solche Unfälle
und Störfälle, die bei vernünftiger Einschätzung als ty-
pisch für den jeweiligen Vorhabenstyp angesehen wer-
den, womit mE nichts anderes umschrieben wird als
wieder eine Art Wahrscheinlichkeitsbetrachtung an-
hand des Kriteriums der Vorhersehbarkeit (hier die
„vernünftige Einschätzung“ anhand des konkreten Ein-
zelfalls).

Durch die UVP-G-Nov 2009 ist diese Auslegung
weiter bekräftigt worden, da ausweislich der Erläut in
§ 6 Abs 1 Z 3 und 4 UVP-G 2000 klargestellt wurde,
dass auch in einer UVE nicht alle denkbaren Auswir-
kungen eines Vorhabens, sondern nur die voraussicht-
lich erheblichen Auswirkungen dargestellt werden
müssen. Insoweit ist es gleichsam zu einer Anpassung
des Wortlautes an das oben beschriebene „allgemeine
Anlagenrecht“ gekommen. Weiters heißt es in den Er-
läut, dass dies auch impliziert, dass bei der Begutach-
tung der vorgelegten UVE nur jene Auswirkungen zu
berücksichtigen sind, die voraussichtlich erheblich sind
und mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit eintreten
werden, oder solche Auswirkungen, deren Eintritt zwar
unwahrscheinlich, deren Risiko für Mensch und Um-
welt im Eintrittsfall aber sehr groß ist.41) Auch hier wird
also ein auf Wahrscheinlichkeiten aufbauendes System
geschaffen, welches je nach Gefährdungs- und Beein-
trächtigungspotenzial höhere oder geringere Eintritts-
wahrscheinlichkeiten für eine Berücksichtigung bei
der Begutachtung der UVE verlangt.

E. Störfallrecht als Technikrecht

Zu untersuchen verbleibt nunmehr die Frage, in wel-
cher Tiefe der Störfall bei der Beurteilung der Genehmi-
gungsfähigkeit einer Anlage zu berücksichtigen ist.
Hierzu ist zunächst daran zu erinnern, wann eine Be-
triebsanlage überhaupt zu genehmigen ist; nämlich im-
mer dann, wenn nach dem Stand der Technik und dem
Stand der medizinischen und sonst in Betracht kom-
menden Wissenschaften zu erwarten ist, dass über-
haupt oder bei Einhaltung der erforderlichenfalls vor-
zuschreibenden bestimmten geeigneten Auflagen die
nach den Umständen des Einzelfalls voraussehbaren
Gefährdungen vermieden und Belästigungen, Beein-
trächtigungen oder nachteilige Einwirkungen auf ein
zumutbares Maß beschränkt werden (§ 77 Abs 1
GewO). Wenn man nun Störfälle in Anlehnung an
die oben bereits wiedergegebenen Rechtsvorschriften
als nicht bestimmungsgemäße Zustände, die über die
Anlage hinaus zu einer ernsten Gefahr für die mensch-
liche Gesundheit führen und Auswirkungen auf die

37) VwGH 19. 9. 1989, 98/04/0090.
38) Kinscher/Paliege-Barfuß, GewO § 77 Anm 50.
39) Dies verdeutlicht auch die Aufnahme solcher Verfahren in verschie-

dene Normen: Beispielhaft sei hier nur auf die ÖNORM EN ISO
16708 verwiesen, die für Sicherheitsstandards im Rahmen der Zu-
verlässigkeitsanalyse von Erdöl- und Erdgasrohrleitungen (anhand
historischer Fehlfunktionswerte) zu tolerierende Wahrscheinlichkei-
ten zwischen 10-3 und 10-7 pro Kilometer und Jahr angibt.

40) Umweltbundesamt, UVE-Leitfaden 20.
41) ErläutRV 271 BlgNR 24. GP 7.U
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Umwelt haben können, ansieht, müsste man bei einer
vollumfänglichen Auswirkungsbetrachtung auf sämtli-
che Schutzgüter (man denke hier bspw an das Leben
und die Gesundheit von Menschen) jedenfalls zwin-
gend zu einer Versagung der Bewilligung kommen.
Der potenzielle Ausbruch eines Feuers, das Auslaufen
wassergefährdender Stoffe oder der Austritt explosions-
gefährdeter Substanzen (um drei mögliche Beispiele
von Störfällen zu nennen) soll aber nachgerade nicht
zur Versagung von Bewilligungen führen. Vielmehr
wollte der Gesetzgeber den Anlagenbetreiber iS eines
Vorsorgekonzepts dazu anhalten, durch geeignete orga-
nisatorische und strukturelle Maßnahmen für den Ein-
tritt eines Störfalls gewappnet zu sein: Wird eine Anlage
dem Stand der Technik entsprechend errichtet und be-
trieben, sind die dennoch gegebenen Auswirkungen
bspw durch Lärm oder durch Luftschadstoffe vorweg
zu beurteilen. Tritt dennoch ein Störfall auf, dessen
Auswirkungen ja gerade (zumindest hinsichtlich der
konkreten Auswirkungen wenn nicht überhaupt) un-
vorhersehbar und damit nicht bekannt sind und somit
bei der Genehmigung auswirkungsmäßig nicht berück-
sichtigt werden können,42) soll durch die Störfallvor-
sorge (zB Sicherheitskonzepte, Störfallkonzepte) sicher-
gestellt sein, dass sich die im Störfall bildenden konkre-
ten Gefährdungssituationen für die durch das Anlagen-
recht geschützten Schutzgüter wirksam erkennen und
eindämmen bzw beseitigen lassen.43) Mangels konkreter
Kenntnis über diese im Störfall auftretenden Gefähr-
dungen bleibt es also der AnlagenBeh verwehrt, potenz-
ielle Auswirkungen allfälliger Störfälle einer vollen Aus-
wirkungsbetrachtung zu unterziehen. Stattdessen hat
sich die Beurteilung dieser Auswirkungen auf die Ent-
sprechung der Störfallvorsorge mit dem Stand der
Technik und dem Stand der medizinischen und der
sonstigen in Betracht kommenden Wissenschaften zu
beschränken.

Eine solche Herangehensweise deckt sich im Übri-
gen auch mit dem Sinn und Zweck der Seveso II-Vor-
schriften: Eben gerade außerhalb des „normalen“ Be-
willigungsregimes wurde für besonders gefahrgeneigte
Anlagen ein umfassender Mitteilungs- und Handlungs-
pflichtenkatalog eingeführt.44) Diese industrieunfall-
rechtlichen Vorschriften können und sollen aber gerade
nicht in die bestehenden Strukturen der Anlagengeneh-
migung eingreifen, sondern werden gleichsam dazu-
oder danebengestellt und sind zusätzlich zu berücksich-
tigen. Ähnliches gilt auch hinsichtlich der Berücksichti-
gung von Terroranschlägen im Genehmigungsverfah-
ren: Hier würde wohl auch niemand auf die Idee kom-
men, die Auswirkungen eines potenziellen Anschlags
einer umfänglichen Auswirkungsbetrachtung unterzie-
hen. Vielmehr reicht es auch in diesem Zusammenhang
aus, entsprechende organisatorische und strukturelle
Maßnahmen zur bestmöglichen (technischen) Vermei-
dung und zur Folgenbekämpfung vorzusehen, solange
sich Letztere nicht ohnehin bereits durch die „allgemei-
nen“ Störfallregeln und Rechtsvorschriften wie bspw
eben die Katastrophenschutz- und -hilfegesetze der ein-
zelnen Bundesländer ergeben.

F. Fazit

Die Berücksichtigung „des größten anzunehmenden
Unfalls“ und die Beurteilung seiner Auswirkungen

auf sämtliche Schutzgüter des Anlagenregimes wür-
den zweifelsfrei immer zu einer Versagung der ange-
strebten Bewilligung führen. Dies alleine deswegen,
weil man jedenfalls von der schlimmstmöglichen
denkbaren Katastrophe ausginge. Ähnlich verhält es
sich jedoch auch mit weniger auswirkungsintensiven
Störfällen von Anlagen. Gerade dadurch, dass der
Störfall von gewissen nicht vorhersehbaren Elementen
geprägt ist, müsste man – ähnlich wie im vorstehen-
den Satz überspitzt für den größten anzunehmenden
Unfall dargelegt – wiederum von einem Worst-Case-
Szenario ausgehen und damit ebenfalls die Bewilli-
gungsfähigkeit einer Anlage in aller Regel verneinen.
Dass dies vom Gesetzgeber keinesfalls intendiert sein
kann, haben die obigen Ausführungen und Parallelen
zum Industrieunfallrecht aufgezeigt. Schlussendlich ist
daher der Störfall ähnlich wie nach dem Bewilli-
gungskriterium „Stand der Technik“ zu bewerten.
Es muss daher darauf ankommen, ob die entweder
bereits vom Gesetzgeber geforderten Maßnahmen
wie Sicherheits- und Störfallkonzepte in sich schlüssig
und geeignet sind, die mit nicht bloß geringer Wahr-
scheinlichkeit denkbaren nichtbestimmungsgemäßen
Zustände einer Betriebsanlage im Fall des Falls zu be-
herrschen, Schlimmeres zu verhindern und die Fol-
gen von Störfällen zu beseitigen wie auch eine ent-
sprechende Information gegenüber Behörden und
der betroffenen Öffentlichkeit zu gewährleisten. Da
sich in unterschiedlichen gesetzlichen Vorschriften
wie auch technischen Normen (die ganz maßgeblich
den Stand der Technik determinieren) eine sehr un-
einheitliche terminologische Landschaft findet, gleich-
zeitig der Begriff des Unfalls wegen seiner Wurzel im
Seveso-II-/Industrieunfallrecht, welches jedoch nicht
lückenlos für sämtliche Bereiche des Anlagenrechts
gilt, ungeeignet erscheint, wäre mE der Begriff „Stör-
fall“ für sämtliche nicht bestimmungsgemäßen Zu-
stände, Unfälle, Gebrechen und ähnliche Begriffe eine
taugliche und vereinheitlichende Bezeichnung. In die-
ser Gesamtsystematik würde sich dann folgendes Bild
ergeben:

Beurteilungsgegenstand im Anlagenbewilligungs-
verfahren sind daher jedenfalls der Regelbetriebs- und
der Störfall. Außer Betracht bleiben können Katastro-
phenfälle. Diese sind daher auch in der Beschreibung
des Beurteilungsgegenstandes nicht darzustellen. Bei
der inhaltlichen Beurteilung ist der Regelbetriebsfall ei-
ner vollen Auswirkungsbetrachtung zu unterziehen,
während der Störfall dahingehend zu beurteilen ist,
ob die Störfallvorsorge und notwendigen Maßnahmen

42) Wagner, Haftung und Verwaltungsakzessorietät am Beispiel des
Umwelthaftungsgesetzes, in IUR/ÖWRV (Hrsg), Jahrbuch des öster-
reichischen und europäischen Umweltrechts 2010, 162.

43) So im Ergebnis wohl auch Bezemek, der zu den industrieunfallrecht-
lichen Pflichten eines Betriebsinhabers festhält, dass „alle nach dem
Stand der Technik notwendigen Maßnahmen zu ergreifen [sind], um
schwere Unfälle zu verhüten und deren Folgen für Menschen und
Umwelt zu begrenzen“, und dabei auf § 71a GewO verweist; Beze-
mek in N. Raschauer/Wessely (Hrsg), Handbuch Umweltrecht2 295.

44) Vgl va § 84c GewO; eine prägnante überblicksartige Darstellung der
Eckpunkte findet sich bei Bezemek in N. Raschauer/Wessely (Hrsg),
Handbuch Umweltrecht2 292 ff; andere Vorschriften wie insb § 59
AWG 2002 oder § 182 MinroG verweisen ausdrücklich auf die
GewO-Bestimmungen; auch im Sondergewerberecht des GWG fin-
den sich – obwohl grundsätzlich vom Anwendungsbereich der Se-
veso II-Richtlinie ausgenommen – entsprechende „Störfallvorsorge-
verpflichtungen“ für Verteilerunternehmen bzw Festleiterunterneh-
men in den § 24 Abs 1 Z 3 sowie § 33a Abs 2 Z 2 GWG. U
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gleichsam dem Stand der Technik entsprechen. Dass
damit die AnlagenBeh gesichertes Terrain verlässt
und sich auf ein Gebiet verdünnter Rationalität, Vor-
hersehbarkeit und Kontrollierbarkeit ihrer Entschei-
dung begibt,45) soll dabei nicht verkannt werden. Eine
über die hohen Standards des österr Anlagenrechts wei-
ter hinausgehende noch risikoaversere Behördenpraxis
würde jedoch mE gleichsam zu einer Aushebelung

des Betriebsanlagenrechts und de facto vermutlich zu
einem weitgehenden wirtschaftlichen Stillstand führen,
was aber dem Gesetzgeber keinesfalls unterstellt werden
kann.

Ü In Kürze
Das österr Anlagenrecht verlangt ua auch die Berück-
sichtigung von Störfällen. Die Tiefe, in der Störfälle zu
untersuchen und bei Erteilung einer Bewilligung auch
zu bewerten sind, ist gesetzlich über den Stand der
Technik geregelt und in der Praxis von Wahrschein-
lichkeitsberechnungen beeinflusst.
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45) Wessely, Risikoentscheidungen im Anlagenrecht, in Hauer (Hrsg),
Risikoentscheidungen im Umweltrecht 91.
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